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Die EU hat seit Anfang 2008 eine ver-
hältnismäßig kleine Truppe, die für ihr 
eingeschränktes Mandat völlig unpassend 
ausgerüstet ist, im Grenzgebiet des Tschad 
und der Zentralafrikanischen Republik mit 
dem Sudan stationiert. Offizieller Auftrag 
ist der Schutz von Flüchtlingslagern und 
humanitären Organisationen in der Region. 
Die vielfältigen und grenzüberschreitenden, 
gesellschaftlichen, politischen und militäri-
schen Konflikte wurden dabei aber nicht 
ausreichend beachtet. Im Tschad selbst ist 
ein Diktator an der Regierung, der von den 
dort stationierten französischen Soldaten 
gestützt wird. Durch seine Misswirtschaft 
ist die Bevölkerung verarmt und ein aus-
geprägtes Bandenwesen im Einsatzgebiet 
entstanden. Gegen die Regierung sind zahl-
reiche Milizen aktiv, die teilweise aus dem 
Sudan heraus operieren und von der Regie-
rung in Khartum unterstützt werden, wel-
cher die EU feindlich gegenüber steht. Die 
im Sudan aktiven Milizen, insbesondere die 
JEM, werden nun verstärkt von Deby unter-
stützt, um gegen die Opposition im Tschad 
vorzugehen. Die EU-Soldaten, selbst kaum 
handlungsfähig, drohen diese Konflikte 
zu eskalieren. Damit offenbart der jüngste 
EUFOR-Einsatz strukturelle Defizite der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik, die um jeden Preis an Bedeutung 
gewinnen will und die einzelstaatlichen 
Kosten für militärische Abenteuer so weit 
senkte, dass diese ohne öffentliche Debatte 
und auch ohne jeden Sinn und Verstand 
durchgeführt werden können.

Die Vorwürfe, welche auch die militä-
risch-strategischen Thinktanks1 der EU 
und ihrer Mitgliedsstaaten an die Planer des 
EUFOR-Einsatzes im Tschad und der Zen-
tralafrikanischen Republik richten, sind von 
ungewohnter Deutlichkeit und Schärfe: Es 
fehle an politischer Zielsetzung, an Ver-
ständnis für die Hintergründe des Konflikts 
und die nachrichtendienstliche Aufklärung 
im Vorfeld habe sich als armselig erwiesen. 
Der EUFOR-Einsatz sei geeignet, die Lage 
in der Region zu destabilisieren und einen 
Stellvertreterkrieg zwischen Sudan und 
dem Tschad zu provozieren. Die humani-
täre Lage, die offiziell mit dem Einsatz ver-

bessert werden sollte, würde sich somit nur 
weiter verschlimmern. 

Eskalation bei Ankunft der Soldaten

Tatsächlich bestätigt die Chronologie der 
Ereignisse dies eindeutig: Einen Tag nach-
dem die EU den Einsatz im Rat absegnete, 
verhängte der Präsident des Tschad, Idriss 
Déby, den Ausnahmezustand im Osten des 
Landes.2 Teile der zuvor frisch geschmie-
deten Allianz der Rebellen drohten der 
EU-Mission mit dem „totalen Krieg“, falls 
diese sich nicht neutral verhalte.3 Unmit-
telbar nachdem die ersten EU-Truppen 
Ende Januar 2008 über die Hauptstadt 
N´Djamena eingeflogen wurden, wurde die 
Stadt von den Rebellen angegriffen, hun-
derte Bewohner starben, tausende flohen, 
15 österreichische Soldaten verbarrikadier-
ten sich im Keller des dortigen Kempinski-
Hotels.4 Frankreich, Haupttruppensteller 
des EUFOR-Einsatzes und schon seit 1986 
mit eigenen Soldaten im Tschad präsent, 
lieferte Débys Truppen Munition aus 
Libyen und stellte ihnen Aufklärungska-
pazitäten sowie militärische Berater zur 
Verfügung – allerdings außerhalb des EU-
Einsatzes.5 In einer Krisensitzung froren die 
EU-Außen- und Verteidigungsminister die 
Verlegung der EU-Truppen ein, Vertreter 
der internationalen Gemeinschaft wurden 
aus der Hauptstadt evakuiert. Thinktanks 
der EU-Sicherheitspolitik rieten schon zu 
diesem Zeitpunkt, den Einsatz zu überden-
ken und erst dann wieder aufzunehmen, 
wenn eine klare politische Zielsetzung der 
EU gemeinsam mit Frankreich formuliert 
wäre. Durch die französische Hilfe konnten 
die Rebellen nach einigen Tagen zurückge-
schlagen werden, Déby nahm jedoch die 
Gefechte zum Anlass, wichtige Vertreter 
der zivilen Opposition, die mit den Gefech-
ten nichts zu tun hatten, verhaften zu lassen 
– bei einigen von ihnen ist bis heute unklar, 
ob sie noch leben und wo sie inhaftiert 
sind.6 

Die Verlegung der EUFOR-Soldaten lief 
danach nur zögerlich wieder an. Erst am 
15. März wurde eine bedingte Einsatzbe-
reitschaft der Truppe erklärt, während die 

EU immer noch fieberhaft die Mitglieds-
staaten aufforderte, Truppen beizusteuern 
und bereits Verhandlungen mit Albanien 
und Russland aufnahm, die jeweils Soldaten 
anboten.7 Aus den Reihen der Militärs vor 
Ort wurde immer öfter Unmut öffentlich, 
Aufgabe und Ziel des Einsatzes seien unklar. 
Der Oberkommandierende der EUFOR 
im Einsatzland äußerte noch Anfang Juni 
deutliche Kritik an der Aufstellung der 
Truppe: Sie sei weder für eine humani-
täre Mission geeignet noch für eine Ent-
waffnung der Bevölkerung. Übergriffe auf 
Dörfer und größere grenzüberschreitende 
Fluchtbewegungen, wie sie das eigentliche 
Mandat begründeten, fänden nicht statt, es 
sei „als wolle man eine Fliege mit Hammer 
und Amboss erschlagen“.8 Wenige Tage 
später wiederum – die EU-Truppe hatte 
ihre volle Einsatzbereitschaft noch immer 
nicht erreicht – wurde sie jedoch in erste 
Gefechte verwickelt und zwar mit voller 
Absicht der Rebellen. 

Diese griffen die Stadt Goz Beida im Osten 
des Landes an, die nur etwa 150 Kilometer 
südöstlich von Abéché liegt, wo die EUFOR 
ebenso wie viele weitere westliche und 
internationale Organisationen ihren Stütz-
punkt hat. Goz Beida selbst weist die größte 
Dichte an Flüchtlingslagern und Camps 
auf und entsprechend viele EU-Soldaten 
sind dort stationiert. Die Rebellen plün-
derten u.a. das lokale Büro des UNHCR, 
bedrohten dessen Mitarbeiter und nahmen 
einige Jeeps, Satellitentelefone und Benzin 
mit. Dabei sollen auch Schüsse gefallen 
sein.9 Erst als sie sich selbst bei Gefechten 
zwischen den Milizionären und den Regie-
rungstruppen gefährdet sahen, gaben die 
450 vor Ort stationierten irischen Solda-
ten Warnschüsse ab, anschließend bezo-
gen sie tatsächlich ernsthaft Stellung um 
die Flüchtlingscamps herum und nahmen 
250 Menschen in ihren Lagern in Obhut. 
Die lokale Vertreterin des UN-Flüchtlings-
hilfswerks, Annette Rehrl, richtete danach 
scharfe Kritik an die EUFOR-Soldaten und 
die EU,10 ebenso später der Präsident Déby, 
beide hatten ein entschiedeneres Eingreifen 
der EUFOR erwartet.11 Javier Solana und 
die militärische Führung verteidigten hin-
gegen das Vorgehen der Soldaten. 

Der Ton zwischen der EU und Frankreich 
auf der einen Seite und der Regierung des 
Tschad auf der anderen ist seitdem schär-
fer geworden, was die Rebellen als Erfolg 
für sich verbuchen können. Daneben ist 
es ihnen gelungen, Stärke zu demonstrie-
ren. Verschiedene Seiten äußerten sich 
überrascht über Umfang, Ausrüstung und 
Taktik der Milizen. Sie verfügten offen-
sichtlich über 500-600 Fahrzeuge und bis 
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zu 7.000 Soldaten, die sich über Funk an 
Orten verabreden, über die sie nur kurzfri-
stig die Kontrolle übernehmen und dann 
weiterziehen. Dabei fahren sie in kleinen 
Konvois unterschiedliche Routen, um die 
französische Luftaufklärung über ihre Ziele 
im Unklaren zu lassen. Nach dem Überfall 
auf Goz Beida gaben sie zwar offiziell an, die 
Hauptstadt im Westen angreifen zu wollen, 
tatsächlich nahmen sie anschließend jedoch 
eher Kurs Richtung Norden, wo sie noch 
mehrere Städte im oder am Rande des 
EUFOR-Einsatzgebietes vorübergehend 
besetzten. 

Für die französische Armee sowie die 
EUFOR war ihre Handlungsunfähigkeit, 
v.a. im Bereich der Aufklärung, tatsächlich 
peinlich, weshalb Frankreich in der Folge 
elf weitere Drohnen im Osten des Tschad 
stationierte, welche, auch mit Infrarot-
Kameras ausgestattet, “Tag und Nacht” 
Bilder der Region liefern sollen, „vor allem, 
[um] Bewegungen bewaffneter Gruppen 
[zu] kontrollieren”.12 Die Rebellen, obwohl 
sie zuletzt eine Niederlage gegen Débys 
Truppen einstecken mussten, äußerten sich 
selbstbewusst: Die EUFOR könne nun im 
Land bleiben, da sie sich offensichtlich nur 
um den Schutz der Flüchtlinge und der 
humanitären Organisationen kümmere, 
was gut sei. Die Sicherheit im Osten des 
Tschad würde fortan jedoch durch die 
Milizen gewährleistet, die Einnahme der 
Hauptstadt sei weiterhin deren Ziel und 
stünde unmittelbar bevor. Auch die suda-
nesische Regierung versuchte anschließend, 
die EUFOR für sich zu instrumentalisieren 
und Frankreich und die Regierung Déby 
zu spalten: Am 19.6.2008 bat der suda-
nesische Außenminister, Deng Alor, seine 
„französischen Freunde“ um Vermittlung 
mit N´Djamena, damit es zu keinem Krieg 
zwischen den beiden Ländern komme.13

Drei Wahrnehmungen des Konflikts

Diese missliche, peinliche und für die ein-
gesetzten Soldaten äußerst unangenehme 
Lage der EUFOR ist der Tatsache geschul-
det, dass es dem Einsatz an politischer Ziel-
setzung fehlt und er geplant wurde, ohne 
dass dem komplizierten Machtgefüge zwi-
schen Tschad, Sudan und Zentralafrikani-
scher Republik sowie zwischen Regierungen 
und Rebellen im Vorfeld ausreichend Auf-
merksamkeit geschenkt wurde.14 Auch die 
sozio-ökonomischen Ursachen der Unsi-
cherheit – nämlich eine Konzentration 
der Öleinnahmen in den Händen einer 
kleinen und militaristischen Elite - wurden 
überhaupt nicht in die Überlegungen eines 
Militäreinsatzes einbezogen. 

Grundsätzlich bestehen drei Wahrneh-
mungen des Konflikts unter den europä-
ischen sicherheitspolitischen Eliten: Die 
einen nehmen ihn relativ isoliert als huma-
nitäre Notlage wahr oder sehen im Osten 
des Tschad ein „Machtvakuum“, das für 
sich genommen durch europäische und 
internationale Sicherheitskräfte gefüllt 
werden müsse. Andere sehen in den dort 
aktiven Banden und Milizen einen „Stell-
vertreterkrieg“ zwischen den Regierun-
gen in N´Djamena und Khartum. Die 
dritte Perspektive versteht den Konflikt 
zwischen Regierung und Rebellen v.a. als 
innenpolitischen Machtkampf mit starken 
grenzüberschreitenden Implikationen, der 
insbesondere durch das militärische Enga-
gement der EU zu einem internationalen 
Stellvertreterkrieg anschwellen könnte. 
Diese drei Perspektiven legen auch je unter-
schiedliche Begründungen für den Einsatz 
im Tschad nahe.

Die erste Perspektive spricht dafür, dass 
die Zielsetzung des Mandates in diesem 
Falle tatsächlich mit den wesentlichen 
Triebfedern des EU-Militäreinsatzes über-
einstimmt: Die internationale Gemein-
schaft sieht der humanitären Notlage in 
Darfur schon lange zu, skandalisiert diese 
auch, um Druck auf Khartum auszuüben, 
aber kann auf sudanesischem Territorium 
nicht effektiv eingreifen. Um dem innen-
politischen und internationalen Druck 
der Menschenrechtskrieger zu einem mili-
tärischen Engagement für die Flüchtlinge 
nachzukommen, wurden nun Truppen 
im Osten des Tschad stationiert, mit dem 
Einverständnis der dortigen Regierung, die 

gute Erfahrungen mit der Unterstützung 
durch französische Soldaten gemacht hat 
und deshalb EU-Soldaten solchen unter 
UN-Mandat vorzieht.15 Wer nicht daran 
glaubt, dass sich die EU einfach nur auf 
öffentlichen Druck hin in ein militärisches 
Abenteuer stürzt, kann folgender Lesart 
folgen: Die humanitäre Notlage im Tschad 
entsteht durch das fehlende Gewaltmono-
pol, durch das Scheitern des Staates Tschad. 
Solche „Scheiternde Staaten“ werden von 
der EU per se als Sicherheitsbedrohung 
wahrgenommen, welchen durch militäri-
schen Stabilitätsexport und eine Reform 
des Sicherheitssektors begegnet werden soll. 
Diese Einheit zwischen moralischer Ver-
pflichtung und (nationalen) Sicherheitsin-
teressen prägt das Bild der insbesondere 
von liberaler Seite eingeforderten „Weltin-
nenpolitik“.16 Dass beides zusammen zu 
einem kostspieligen Militäreinsatz führt, 
ist natürlich umso wahrscheinlicher, wenn 
sich im Einsatzgebiet kostbare Ressourcen 
wie Öl finden lassen oder das Land sich als 
Transitstrecke hierfür anbietet. Beides ist 
im Tschad der Fall.17 Ob nun die huma-
nitäre Notlage oder Eigeninteressen bei 
der Planung des EUFOR-Einsatzes domi-
niert haben, zeichnet sich diese erste Per-
spektive dadurch aus, dass sie sowohl das 
innenpolitische als auch das internationale 
Machtgefüge ignoriert und unerwünschte 
Nebeneffekte des Einsatzes deshalb nicht in 
Betracht gezogen wurden.

Einige Analysten auch unter den Planern 
des Einsatzes betrachten die Unsicherheit im 
Osten des Tschad hingegen als einen „Stell-
vertreterkrieg“ mit dem Sudan. Der EU-

Polnischer Militärhubschrauber über dem Tschad
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Einsatz dient aus dieser zweiten Perspektive 
demnach auch der militärischen Eindäm-
mung – möglicherweise sogar Destabili-
sierung – der Regierung in Khartum und 
der mit dieser verbündeten Milizen. Ent-
sprechend einfach erscheint die militärische 
Strategie: In einem Peacekeeping-Ein-
satz müssten zwei Kontrahenten getrennt 
werden.18 Insbesondere von den Medien 
wird immer wieder die „Spill-Over-Theo-
rie“ vermittelt, nach der die Unsicherheit 
in Darfur quasi auf den Osten des Tschad 
ausstrahlt und beide Länder ohne den dor-
tigen Konflikt in Frieden leben würden.19 
Die sudanesische Regierung vertritt natür-
lich eine ähnliche Sicht und interpretiert 
den Militäreinsatz der EU in ihrem Nach-
barland als Vorläufer oder abgespeckte Vari-
ante einer Intervention im Sudan, mit der 
sie schon mehrfach gedroht hat. Insofern ist 
es durchaus wahrscheinlich, dass Khartum 
– trotz zuletzt versöhnlicherer Töne gegen-
über Frankreich – die Rebellen im Osten 
des Tschad nun verstärkt mit Waffen und 
Fahrzeugen unterstützt. Der Spill-Over 
zum Stellvertreterkrieg wäre somit eine 
Prophezeiung, die sich durch den EUFOR-
Einsatz selbst erfüllen könnte.

Die dritte Perspektive betrachtet die Unsi-
cherheit im Osten des Tschad als innen-
politischen Konflikt. So verweisen Kenner 
der Region darauf, dass es im Tschad noch 
nie einen verfassungsmäßigen Regierungs-
wechsel gegeben hätte und die Präsidenten 
stets mit Gewalt an die Macht gekommen 
wären. Eine Demokratisierung und gerech-
tere Verteilung des Wohlstandes ist so stets 
verhindert worden. Häufig haben die spä-
teren Präsidenten ihre Rebellion gegen 
die aktuelle Regierung aus Darfur heraus 
begonnen, wie das auch bei Déby der Fall 
war. Auch, dass sich der Konflikt gerade 
jetzt verschärfe, sich die Rebellen vereint 
hätten und im Auftrieb befänden, ist aus 
dieser innenpolitischen Perspektive weitge-
hend ohne die Krise im Sudan zu erklären. 
Wesentliche Teile der jetzigen bewaffneten 
Opposition waren enge Vertraute von Déby, 
bis dieser 2004 die Verfassung änderte, um 
sich eine weitere Amtszeit zu ermöglichen. 
Gleichzeitig wurde klar, dass die steigenden 
Öleinnahmen nur seinem eigenen Stamm 
und v.a. seinen eigenen Sicherheitskräften 
zugute kommen und deshalb eine bewaff-
nete Rebellion, auch wegen der vorgese-
henen Ausbildung von regierungstreuen 
Polizeieinheiten durch die UN, immer 
schwieriger wird.20 In diesem Kontext war 
der Beschluss eines Einsatzes der EU ein 
Katalysator für die vorübergehende Zusam-
menarbeit der drei größten Rebellengruppen 
im Dezember 2007. Denn diese mussten 

natürlich annehmen, dass die EU-Truppe, 
entsandt auf Initiative aus Paris mit Frank-
reich als größtem Truppensteller, ebenso 
wie die französische Regierung selbst, Déby 
bedingungslos unterstützen und einen 
Umsturz noch schwieriger machen würde. 
Tatsächlich kommt die EUFOR trotz wach-
sender Distanz zu Déby kaum umhin, seine 
Herrschaft zu sichern. Ein Umsturz wäh-
rend der Anwesenheit europäischer Solda-
ten wäre nicht nur peinlich, sondern würde 
diesen zweifellos auf die eine oder andere 
Weise mit der EU-Mission in Verbindung 
bringen. Noch delikater aber wäre die Tat-
sache, dass europäische Truppen auf einem 
Gebiet stationiert wären, das plötzlich der 
offiziellen Herrschaft von Verbündteten 
der sudanesischen Regierung unterstehen 
würde. Verhandlungen mit dieser über den 
weiteren Verbleib oder auch den Abzug 
aus einer äußerst unvorteilhaften Position 
heraus, wären dann unvermeidbar.21

Der Stellvertreterkrieg beginnt, die 
humanitäre Lage verschlechtert sich

Selbst Quellen, die im Tschad schon seit 
2005 einen Stellvertreterkrieg mit dem 
Sudan sehen, räumen ein, dass dieser sich 
Ende 2007, also nach dem Beschluss der 
EU-Mission und unmittelbar vor deren 
Verlegung, intensiviert hätte.22 Zur Jah-
reswende starteten die in Darfur aktiven 
Truppen des Justice and Equality Move-
ment (JEM) eine Offensive in den Rück-
zugsgebieten der bewaffnete Opposition 
gegen Déby im Sudan und besetzten Städte 
auf der sudanesischen Seite der Grenze 
zum Tschad – angeblich mit Unterstützung 
der Regierung Déby.23 Dieser reagierte 
außerdem auf die (angeblich aus Khartum 
koordinierte) Vereinigung der Rebellenbe-
wegungen, indem er Luftangriffe auf deren 
Rückzugsgebiete jenseits der sudanesischen 
Grenze durchführen ließ. Die sudanesische 
Regierung beschwerte sich über diese Ver-
letzung seiner Grenzen offiziell bei der UN 
und reklamierte für sich das Recht, auf diese 
„Aggression“ in Übereinstimmung mit der 
UN-Charta zu reagieren. Déby nahm dazu 
keine Stellung, ließ aber verlautbaren, dass 
der Sudan die Rebellen aufrüste, um die 
EU-Mission zu verhindern.24 Während sich 
die Rebellen wenig später auf dem Rückzug 
aus N´Djamena befanden, eröffneten sie 
eine zweite Front in der östlichen Grenz-
stadt Adré und zwangen Débys Truppen 
somit, die JEM um Hilfe zu bitten, die 
auch tatsächlich schnell vor Ort war und 
erstmals offen auf Seiten der Regierung 
des Tschad militärisch eingriff. Militärisch 
führte dies zwar zum Erfolg, politisch hat 

es Déby insofern stark geschwächt, als er 
fortan seine Verbindungen zu den Rebel-
lenbewegungen im Sudan nicht mehr leug-
nen konnte. Die sudanesische Regierung 
flog daraufhin vom 8. bis 10. Februar Luft-
angriffe auf die von der JEM im Grenzge-
biet besetzten Städte, die anschließend von 
der sudanesischen Armee und regierungs-
freundlichen Milizen überfallen wurden.25 
Am 3. März 2008 überquerten das erste 
Mal, anscheinend versehendlich, zwei fran-
zösische Soldaten der EUFOR die Grenze 
in den Sudan. Die genaueren Umstände 
sind bis heute unklar, eventuell hat es sich 
um eine nachrichtendienstliche Operation 
gehandelt. Sie wurden jedenfalls unter 
Beschuss genommen, wahrscheinlich von 
der sudanesischen Armee, ein französischer 
Soldat starb, der andere wurde später in der 
Grenzregion verletzt aufgefunden.

Am 10. Mai 2008 griff die JEM, ihrer-
seits gestützt durch die Regierung in 
N´Djamena, Khartum an. Das UNHCR 
im Tschad machte diesen Angriff in einem 
Bericht zur Sicherheitslage kurz darauf dafür 
verantwortlich, dass sich „die Alarmbereit-
schaft und die Furcht vor einer Eskalation 
der Gewalt“ weiter erhöht hätten. Insge-
samt hätten sich zwischen Oktober 2005 
und April 2008 140 Angriffe auf humani-
täre Helfer und Organisationen ereignet, 
wobei 84 Fahrzeuge gestohlen worden 
seien. Alleine von Januar bis März 2008 
gab es 26 solche Vorfälle, mehr als jemals 
zuvor.26 Am 10. Juli 2008 gab der Sprecher 
der EUFOR, Dan Harvey, eine Einschät-
zung der ersten Monate der Mission ab, die 
in deren Zwischenstandsbericht einfließen 
sollte. Abgesehen davon, dass er die Ereig-
nisse Mitte Juni eklatant anders darstellte, 
als es seinerzeit die Soldaten vor Ort, das 
UNHCR und die Presse taten – nämlich 
dass die EUFOR frühzeitig und engagiert 
eingegriffen hätte – betonte er, dass die 
EU-Truppe seit Einsatzbeginn (auf wann 
auch immer dieser letztlich datiert wird) 
bereits 211 Zusammenstöße mit Banditen 
und Rebellen gemeistert hätte, die huma-
nitäre Helfer und Organisationen bedroht 
hätten.27 

Ein Beispiel für einen solchen Einsatz 
ereignete sich just am Tag zuvor: Zehn 
bewaffnete Banditen hätten ein Flücht-
lingslager 50km südlich von Goz Beida 
beschossen, das UNHCR um Unterstüt-
zung gebeten. Die EUFOR entsandte 45 
Soldaten der Schnellen Einsatzkräfte, die 
kurz darauf von 16 Schützenpanzern ver-
stärkt wurden. Dieses „Show of Strength“ 
hätte eine ernsthafte Konfrontation ver-
hindert, jedoch wurden die fliehenden 
Angreifer von Regierungstruppen gestellt 
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und mindestens einer von ihnen getö-
tet worden.28 Unabhängig von solchen 
Pseudo-Erfolgsmeldungen wird damit 
deutlich: Die Provokation in Goz Beida 
war kein Einzelfall und die Angriffe auf 
humanitäre Einrichtungen haben seit dem 
EUFOR-Einsatz massiv zugenommen: von 
140 in zweieinhalb Jahren auf 211 in nur 
wenigen Monaten. Auch die vor Ort aktive 
medizinische Hilfsorganisation Médecins 
Sans Frontières berichtete Ende Juni 2008 
von einer sich verschlechternden Sicher-
heitslage und zunehmenden Angriffen auf 
humanitäre Organisationen.29 Bezeichnen-
derweise gehen die offiziellen Dokumente 
der EU auf diese Sicherheitslage kaum ein, 
es finden sich allenfalls Formulierungen wie 
diese: „Die 77 vor Ort aktiven NGOs haben 
unterschiedliche Positionen zur Anwesen-
heit bewaffneter Kräfte zu ihrem Schutz“.

Die möglichen Zusammenhänge zwischen 
der Häufung solcher Angriffe und dem 
EUFOR-Einsatz, der sie eigentlich verhin-
dern sollte, sind vielfältig: Absurderweise 
scheinen alle Parteien (außer vielleicht die 
Regierung in Khartum) ein Interesse an der 
Beschäftigung der EUFOR-Soldaten und 
ihrem Verbleib vor Ort zu haben. Insbe-
sondere Déby selbst, der meint, durch eine 
Verzögerung bzw. Verlängerung der EU-
Mission einen UN-Einsatz verhindern und 
seine Macht festigen zu können.30 Zweifel-
los hat die EU-Mission dazu geführt, dass 
die im Grenzgebiet aktiven Milizen von den 
Regierungen in Khartum und N´Djamena 

verstärkt unterstützt werden und sich der 
Konflikt zwischen beiden Ländern zuspitzte. 
Zuletzt können die jüngsten Angriffe auf 
NGOs auch als neues Aufrüsten für den 
nächsten Angriff auf N´Djamena gelesen 
werden, denn meist werden Benzin, Satelli-
tentelefone und Fahrzeuge entwendet. 

Mittlerweile erhob der Chefankläger des 
Internationalen Strafgerichtshofs (IStGH), 
Louis Moreno-Ocampo, Anklage gegen 
den sudanesischen Präsidenten, Omar al-
Bashir, wegen Völkermordes und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit. Ein Schritt, 
der von zahlreichen Menschenrechtsgrup-
pen und Lobbyisten für eine militärische 
Intervention in Darfur begrüßt wurde, der 
aber tatsächlich geeignet ist, die Situation 
in der Region zu Ungunsten der Bevölke-
rung weiter zu eskalieren. Al-Bashir wird 
sich, sobald ein Haftbefehl gegen ihn vor-
liegt, nur noch enger an die Macht klam-
mern und noch weiter vom Völkerrecht 
entfernen, da die Aufrüstung protegier-
ter Milizen eine effizientere Strategie zum 
Machterhalt darstellt als eine rechtskon-
forme Aufstandsbekämpfung gegen vom 
Ausland unterstütze Rebellenarmeen. Eine 
Verhandlungslösung scheint damit nahezu 
ausgeschlossen.31

Einsätze am Fließband

Obwohl von verschiedenen Seiten 
eine möglichst schnelle Beendigung des 
EUFOR-Einsatzes gefordert wird, spricht 

im Moment einiges dafür, dass er über 
die ursprünglich vorgesehenen 12 Monate 
hinaus verlängert wird. Denn die UN, die 
eigentlich parallel zum EU-Einsatz eine 
Polizeimission (MINURCAT) beginnen32 
und nach einem Jahr die EU-Mission über-
nehmen wollte, kann hierfür keine Ein-
satzkräfte auftreiben und ist mittlerweile 
vorsichtiger geworden. Nicht so beispiels-
weise der irische Verteidigungsminister, 
der erst am 13. Juli 2008 die Situation im 
Tschad als „hochgradig unberechenbar“ 
einschätzte und meinte, es handle sich 
dabei um die „herausfordernste Situation, 
der unsere Truppen je gegenüberstanden“.33 
Falls sich die Ablösung durch die UN verzö-
gern sollte, wäre er trotzdem dafür, dass sich 
die Iren weiter beteiligen, schließlich hätten 
sie ihr Camp dort bereits aufgebaut.34 

Insofern offenbart der EUFOR-Einsatz 
verschiedene Probleme der EU-Sicher-
heitspolitik. Eines dieser Probleme ist die 
Tatsache, dass relativ kleine Zirkel einen 
EU-Militäreinsatz vorbereiten und vorschla-
gen können und all diese Vorschläge bisher 
angenommen wurden. Nach der Zustim-
mung des EU-Ministerrates besteht die 
letzte Hürde zur Verwirklichung darin, dass 
die Mitgliedsstaaten die notwendigen Trup-
pen und Ressourcen zur Verfügung stellen. 
Falls dies nicht gelingt, werden Drittstaaten 
unter dem Banner der EU beteiligt. Die 
Kosten für die Einzelstaaten sind jedoch ver-
hältnismäßig gering – gemessen jedenfalls 
an der Intervention durch einen einzelnen 

Die EU kommt - EU und UN Einsatzfahrzeuge im Tschad
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Mitgliedsstaat – und entsprechend knapp 
fällt auch die jeweilige öffentliche Debatte 
aus. Der EU-Mission generell können die 
einzelnen Verteidigungsminister beden-
kenlos zustimmen, denn jeder gemeinsame 
Einsatz - so die offizielle Lesart - stärkt die 
Position der EU auf dem internationalen 
Parkett. Zudem wurde seit dem Artemis-
Einsatz in der DR Congo 2003 eine enge 
Kooperation zwischen UN und dort insbe-
sondere dem militärischen DPKO und der 
EU aufgebaut, welche die EU weiter aus-
bauen möchte.35 

Selbst wenn einige kerneuropäische 
Staaten einem EU-Einsatz eher skeptisch 
gegenüberstehen, werden genügend Trup-
pen durch diejenigen Mitgliedsländer zur 
Verfügung gestellt, die sich davon eine Stär-
kung ihrer Position in der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik versprechen 
oder auch eine Ausweitung ihrer national-
staatlichen militärischen Fähigkeiten erwar-
ten. Hierfür diente z.B. die Beteiligung 
Deutschlands an den zwei EU-Missionen 
in der DR Congo, die damals vermeintlich 
humanitäre Ziele verfolgten, mittlerweile 
aber ganz unverblümt als „Probeeinsätze“ 
oder „Testläufe“ bezeichnet werden.

Genauso entwickelte sich die EUFOR-
Mission im Tschad. Sie wurde vorberei-
tet vom französischen Außenministerium 
im Politischen und Sicherheitspolitischen 
Komitee der EU (einem kleinen Zirkel 
sicherheitspolitischer Eliten) und dem Vor-
sitzenden des UN Departement of Peace-
keeping Operations, der zuvor selbst für 
das französische Außenministerium arbei-
tete. Auf eine von ihm initiierte offizielle 
Anfrage der UN hin wollten die Mini-
ster der EU freilich Handlungsfähigkeit 
demonstrieren und stimmten zu. Danach 
ging das Geschacher um beizusteuernde 
Truppen und die Führung des Einsatzes 
los, wobei wichtige Staaten wie Deutsch-
land, Großbritannien, Italien und Spanien 
sich sehr zurückhaltend verhielten. Also 
stellte Frankreich selbst das Hauptquartier 
in Mont Valérien bei Paris, in das dann aber 
immerhin Offiziere aus allen EU-Staaten 
entsandt wurden, um der Mission einen 
europäischen Anstrich zu geben. Truppen 
im Einsatzgebiet stellen neben Frankreich 
selbst hingegen v.a. Irland, Österreich und 
Polen. Die beiden ersten Truppensteller 
sind ihrer Verfassung nach eigentlich neu-
tral und der Einsatz in Zentralafrika bietet 
einen willkommenen Anlass für sie, sowohl 
ihre eigene Öffentlichkeit als auch ihre Sol-
daten an Auslandseinsätze zu gewöhnen – 
in einem Maßstab, der eher an ein Manöver 
erinnert, als an eine einzelstaatliche Inter-
vention. Für Polen hingegen war die Betei-

ligung ein lange eingefordertes „Bekenntnis 
zu Europa“, nachdem es sich bislang v.a. für 
die USA im Irak militärisch beteiligte.

Neben der fehlenden europäischen 
Öffentlichkeit und den verhältnismäßig 
geringen nationalen Kosten spielt ein drit-
ter Faktor eine Rolle dabei, dass EU-Aus-
landseinsätze leicht und damit auch allzu 
unüberlegt durchgeführt werden können: 
Bei der flankierenden Diplomatie dieser 
Einsätze kommt das politische Gewicht der 
EU als Ganzes zum Tragen. Sie kann auf die 
guten Kontakte der Einzelstaaten bei der 
Genehmigung von militärischen Überflug-
rechten ebenso zurückgreifen wie auf deren 
militärische Ressourcen und Stützpunkte in 
den ehemaligen Kolonien. Wenn es darum 
geht, Druck auf die Einsatzländer auszu-
üben, damit diese der Stationierung aus-
ländischer Truppen zustimmen und diesen 
weitgehende Rechte einräumen, sind diese 
Verhandlungen umso asymmetrischer, als 
die EU in ihnen geschlossen auftritt und 
beispielsweise Zuwendungen aus dem 
Europäischen Entwicklungsfonds (EDF) 
versprechen kann, in den alle Mitglieds-
staaten einzahlen. So wurden dem Tschad 
von der Brüssler Bürokratie in den näch-
sten fünf Jahren Zahlungen in Höhe von 
299 Mio. Euro aus dem EDF versprochen 
und der Zentralafrikanischen Republik, 
auf die sich der EUFOR-Einsatz ebenfalls 
erstreckt, immerhin 137 Mio. Euro.36 Wie 
kurze Zeit später auch Guinea-Bissau37 
stimmte die Zentralafrikanische Republik 
daraufhin einem unveröffentlichten Ver-
trag zu, der den europäischen Soldaten 
Immunität gewährleistet, Zugang zu allen 
Einrichtungen, Personen und Dokumen-
ten der Regierung sowie die bedingungslose 
Unterstützung durch deren Behörden ein-
räumt. Außerdem ist eine Haftung der EU 
für durch ihre Soldaten angerichtete Schä-
den weitgehend ausgeschlossen.

Ein letztes Element, welches sinnlose und 
gefährliche EU-Militäreinsätze begünstigt, 
sind diejenigen Eliten der europäischen 
„Zivilgesellschaft“, die – bestens vernetzt 
– kontinuierlich von Völkermord reden 
und – das ist das Problem daran – den 
Einsatz des Militärs zu dessen Beendigung 
fordern.38 Wie maßlos sie dabei die Mög-
lichkeiten eines militärischen Einsatzes in 
komplexen Gesellschaften und riesigen 
Landstrichen über- und die mit diesem 
verbundenen Eskalationspotentiale unter-
schätzen, zeigt der EUFOR-Einsatz an der 
sudanesischen Grenze. Hoffentlich zeigt er 
es zukünftig nicht in noch größerer Deut-
lichkeit.
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Am Montag, dem 23. Juni, verschärfte 
der EU-Ministerrat die Sanktionen gegen 
den Iran weiter: Die Guthaben der größten 
iranischen Bank, der Melli-Bank, wurden 
eingefroren und die Liste derjenigen Iraner 
und Iranerinnen, die nicht nach Europa 
einreisen dürfen, erweitert.

Die neuerlichen EU-Sanktionen sind 
weitere Schritte auf der Eskalationsspirale 
gegen den Iran. Die Gefahr, dass am Ende 
dieser Eskalation ein weiterer Krieg steht, 
sollte sehr ernst genommen werden. 

Wenn der Chef der Internationalen 
Atomenergiebehörde (IAEO) Mohammed 
el-Baradei, eindrücklich vor einem Krieg 
gegen den Iran warnt, ist das alarmie-
rend. Seine Warnung erfolgte nach einem 
Bericht der „New York Times“, die von 
einem israelischen Luftwaffenmanöver in 
Kreta (im EU-Land Griechenland) berich-
tet hatte, in dem wohl ein Angriff auf den 
Iran geübt wurde.

Die Warnung vor einem Krieg von El-
Baradei teile ich ausdrücklich. Der Streit 
um das iranische Atomprogramm kann 
nicht mit Sanktionen und mit militäri-
schem Säbelrasseln gelöst werden. 

Als Vertreter in der Iran-Delegation 
des Europäischen Parlaments habe ich 
gemeinsam mit weiteren EU-Abgeordne-
ten im Dezember den Iran besucht und 
dort auch viele Kontakte zur lebendigen 
zivilgesellschaftlichen Opposition gehabt. 
Die Delegation war sich einig, dass eine 
Verschärfung der Sanktionen genau diese 
zivilgesellschaftliche Opposition schwä-
chen und die derzeitige iranische Regierung 
stabilisieren würde. Auch der ehemalige 
Regierungsberater von Chatami, Said 
Lailas, bestätigte diese Einschätzung vor 
dem konkreten Hintergrund der Sanktio-
nen gegen die Melli-Bank. Die Sanktionen 
gegen den Iran sind falsch und kontrapro-
duktiv.

Es ist absolut unglaubwürdig, wenn EU-
Staaten, die selbst über zahlreiche Atom-
waffen verfügen oder Urananreicherung 
betreiben, sich hier als Saubermänner 
aufspielen. Auch die EU selbst ist hier 
unglaubwürdig, hielt doch Robert Cooper, 
Berater von Javier Solana, öffentlich den 
Ersteinsatz von Atomwaffen für möglich.

Sowohl die EU 3, Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, als auch die USA 

betreiben alle industriemäßig Urananrei-
cherung. Im Falle von Deutschland ist dies 
in Gronau in der Anlage Urenco in großem 
Maßstab der Fall. Und alle, die dem Iran 
Auflagen machen wollen, arbeiten selbst 
mit waffenfähigem Uran. Im Falle von 
Deutschland ist dieses im Forschungsreak-
tor Garching bei München der Fall. 

Für mich ist jede Atomwaffe und jedes 
Atomkraftwerk falsch. Wir fordern die 
Schließung aller Atomkraftwerke und die 
Vernichtung aller Atomwaffen. Zustän-
dig für den Ausschluss einer militärischen 
Nutzung von Atomenergie ist die Interna-
tionale Atomenergieorganisation, IAEO. 

Ein erster Schritt wäre der sofortige 
Abzug der Atomwaffen aus dem Militär-
lager Büchel in der Eifel. Wie sich jetzt 
gezeigt hat, sind die US-Atomwaffen in 
Deutschland unter katastrophalen Bedin-
gungen untergebracht. Ich unterstütze die 
Protestaktionen der Friedens- und Anti-
kriegsbewegung am 30. August in Büchel.

Tobias Pflüger 
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